
 
 

 

P r e s s e e r k l ä r u n g 
 

Jahresbericht 2018: KlientInnenzahlen stagnieren 
Rückläufige Entwicklung des Vorjahres setzt sich nicht fort – mehr 

Betreuungsbedarf 

2017 war erstmals seit vielen Jahren die Zahl der von dowas über die Mindestsicherung betreuten 
KlientInnen deutlich gesunken (um 8,5%). 2018 setzte sich dieser Trend überraschenderweise nicht 
fort: 1.109 KlientInnen gegenüber 1.122 im Vorjahr (-1,2%) bedeutet de facto Stagnation. Wir hatten mit 
weiteren Rückgängen gerechnet – immerhin waren 2018 erstmals seit langem auch die landesweiten 
Zahlen der MindestsicherungsbezieherInnen rückläufig (rund – 6%) und gleiches gilt für die 
Langzeitarbeitslosigkeit, die für die Mindestsicherung besonders bedeutsam ist. 

Wir haben für diese Entwicklung bei keine eindeutig belegbaren Erklärungen. Plausibel erscheint uns 
ein Zusammenhang mit den Turbulenzen am Wohnungsmarkt, den galoppierenden Mieten und der 
völlig kontraproduktiven Deckelung der Wohnkosten in der Mindestscherung vor zwei Jahren. Dafür 
spricht, dass sich trotz stagnierender KlientInnenzahl der Beratungsbedarf speziell in unserer 
Beratungsstelle gegenüber dem Vorjahr deutlich erhöht hat (um 12,4% von 4.052 Std. auf 4.626 Std.) 
und sich die Beratungen noch mehr als in der Vergangenheit vorrangig um das Thema Wohnen und 
Wohnkosten drehen. 

Rund ein Drittel der KlientInnen in unserer Beratungsstelle sind Menschen, die im Grunde gar 
keine Mindestsicherung beziehen. Sie haben wegen ihres geringen Einkommens lediglich Anspruch 
auf Beratungsleistungen und lassen sich bspw. hinsichtlich der Wohnbeihilfe beraten. Wie prekär die 
Wohnsituation auch für Menschen mit eigenem Einkommen mittlerweile ist, zeigt eine von der 
Landesregierung kürzlich veröffentlichte Studie: Durchschnittlich haben die BezieherInnen der 
Wohnbeihilfe im Lande eine Wohnkostenbelastung von 36% - trotz Wohnbeihilfe! Das ist zu viel!  

Für alle unsere KlientInnen gleichermaßen gilt zudem: Ein Großteil von ihnen kommt in den 
Vergabeverfahren für gemeinnützige Wohnungen kaum noch zum Zuge, weil de facto die 
Meldezeiten in den Vergaberichtlinien immer noch mehr Gewicht haben als die Dringlichkeit. Viele 
dowas-KlientInnen haben nicht genügend Meldezeiten und sind dann auf den freien Wohnungsmarkt 
angewiesen. Dort laufen ihnen die Mietpreise davon. Das macht in besonderem Maße den 
DauerbezieherInnen der Mindestsicherung zu schaffen: Vor zwei Jahren hat die Landesregierung die 
Mietzuschüsse in der Mindestsicherung gedeckelt und zu den seitdem geltenden Höchstsätzen gibt 
es heute im Raum Bregenz keine Wohnungen mehr. Diese Menschen müssen die überschießenden 
Mieten aus ihrem Budget für den allgemeinen Lebensunterhalt bezahlen und geraten dadurch 
allgemein in finanzielle Schwierigkeiten. Insofern ist es kein Wunder, dass die KlientInnenzahlen bei 
dowas 2018 nicht weiter zurückgegangen sind und der Beratungsbedarf sogar gestiegen ist. 

dowas arbeitet für alle Bürgerinnen und Bürger und alle Menschen, die in diesem Land leben 

Vor dem Hintergrund der Flüchtlingszuwanderung gab es in den letzten Jahren eine emotional 
aufgeladene öffentliche Debatte darüber, dass die Zahl der AusländerInnen in der Mindestsicherung zu 
Lasten der ÖsterreicherInnen stetig steigt, was letztlich sogar in Forderungen wie „Sozialleistungen 
nur noch für ÖsterreicherInnen“ gipfelte. Um einen differenzierteren Beitrag zu dieser Debatte zu 
leisten, haben wir unsere KlientInnenzahlen der letzten 5 Jahre nach dem Kriterium des 
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Aufenthaltsstatus ausgewertet, beginnend mit dem Jahr vor der starken Flüchtlingszuwanderung 
(2014).  

Die Hälfte der von dowas beratenen KlientInnen sind Menschen, die schon länger im Land leben 
und einen Rechtsanspruch darauf haben, auch dauerhaft hier zu bleiben. Das sind österreichische 
StaatsbürgerInnen und NichtösterreicherInnen mit einem Daueraufenthaltsrecht (die zum 
Zeitpunkt der Verleihung des Daueraufenthaltsrechts erwerbstätig waren oder deren Angehörige sind). 
2014 wurden aus dieser Gruppe 501 KlientInnen betreut, 2018 waren es mit 529 etwas mehr. Dabei ist 
die Zahl der ÖsterreicherInnen leicht von 418 (2014) auf 387 (2018) gesunken, die der 
NichtösterreicherInnen in etwas größerem Umfang gestiegen (2014: 83, 2018: 142). Von 107 (2014) auf 
303 (2018) nahezu verdreifacht hat sich selbstredend die Zahl der Konventionsflüchtlinge und 
Subsidiär Schutzberechtigten, wobei es sich im dowas um Flüchtlinge handelt, deren Fluchtgründe 
quasi amtlich anerkannt sind und die nach internationalem Recht den ÖsterreicherInnen gleich gestellt 
sind. In Summe haben damit drei Viertel der dowas-KlientInnen einen definitiven Anspruch auf 
Leistungen aus der Mindestsicherung. 

Ebenfalls stark gestiegen ist die Gruppe der nichtösterreichischen KlientInnen, die kein 
Daueraufenthaltsrecht besitzen (2014: 168, 2018: 232) und demzufolge auch keinen Anspruch auf 
Leistungen der Mindestsicherung. Sie bekommen nur begrenzte Unterstützung in Notfällen (z.B. max. 
4 Übernachtungen in der Notschlafstelle). Insofern nehmen sie auch nur einen sehr geringen Anteil der 
Leistungen in Anspruch. De facto kosten die für sie erbrachten Leistungen die SteuerzahlerInnen 
nichts, da sie aus einem Budgettopf bezahlt werden, der gedeckelt ist und dieser Deckel regelmäßig 
bereits mit Leistungen für anspruchsberechtigte KlientInnen überschritten ist. 

Aus den Entwicklungen der letzten 5 Jahre lassen sich folgende Schlüsse ziehen: Sowohl die 
österreichischen KlientInnen als auch die anerkannten Flüchtlinge haben vom wirtschaftlichen 
Aufschwung profitiert und ihre Zahlen gehen seit den Höchstständen 2015/2016 deutlich zurück. Bei 
den Flüchtlingen wurde dies durch die beispielhafte Unterstützung von AMS und Landesregierung bei 
der Vermittlung auf den Arbeitsmarkt befördert. Am meisten durch die Zuwanderung unter Druck 
geraten sind die schon länger im Land lebenden NichtösterreicherInnen mit Daueraufenthaltsrecht. 
Es gibt Arbeitsmarktanalysen, die Verdrängungseffekte infolge der Zuwanderung für diese Gruppe auf 
dem Arbeitsmarkt belegen, wir beobachten ähnliche Effekte auf dem Wohnungsmarkt. Dabei spielt die 
in der öffentlichen Debatte im Vordergrund stehende Flüchtlingszuwanderung eine geringere Rolle als 
die viel größere und ganz legale Zuwanderung aus der EU. Infolge der zunehmenden 
Handelsungleichgewichte in der EU gehen in den Ländern mit Handelsdefiziten massiv Arbeitsplätze 
verloren, was Migrationsbewegungen in Richtung der wohlhabenderen Staaten (u.a. Österreich) 
auslöst. Dort entsteht durch diese Zuwanderung erheblicher Druck auf die Arbeitsmärkte, die Löhne 
(vor allem in den unteren Einkommensgruppen), den Wohnungsmarkt und die Sozialsysteme, was 
sich u.a. in der Verdrängung und Verarmung früherer ZuwanderInnen ausdrückt. Auch die Zunahme 
unserer KlientInnen ohne Daueraufenthaltsrecht ist zu einem Großteil ein 
„Kollateralschaden“ dieser ganz legalen Migrationsbewegungen: Vor allem in der Notschlafstelle und 
im Treffpunkt haben wir zahlreiche EU-ArmutsmigrantInnen, die mit wenig Aussicht auf Erfolg auf 
der Suche nach Arbeit sind. 
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Grafik 1: von dowas über Mindestsicherung betreute KlientInnen 2008 - 2018
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Grafik 2: beratene KlientInnen nach Aufenthaltsstatus 2014 bis 2018

Grafik 3: 

geleistete Beratungsstunden nach Aufenthaltsstatus der KlientInnen 2014 bis 2018
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